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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

Im Mai 2020 wurden tausende tote Forellen im Naturpark Blausee (Kanton Bern)
entdeckt. Im Juni desselben Jahres wurden sie in einem Labor untersucht. Laut Befund
hatten die Fische krebserregende Stoffe und hohe Konzentrationen von
Schwermetallen im Blut. Die Frage stellte sich, wie diese Stoffe in den Blausee und
schliesslich in die Forellen gelangt waren. Seit Sommer 2018 wurde rund sechs
Kilometer Luftlinie talaufwärts vom Blausee der BLS-Scheiteltunnel im Lötschberg
saniert. Gemäss Recherchen von Tamedia und der TV-Sendung Rundschau sanierte die
Berner Baufirma Marti dabei im Auftrag der BLS das Gleisbett und die Firma Vigier
verarbeite das dabei anfallende Aushubmaterial. Dabei falle auch teilweise giftiges
Aushubmaterial an; vor allem das Kleinstmaterial zwischen und unter dem Schotter sei
gemäss dieser gross angelegten Recherche belastet. Das anfallende Material dürfe
generell nur in einer Deponie verarbeitet werden und das mit Gift belastete
Kleinstmaterial müsse als Giftmüll entsorgt werden. Weiter wurde berichtet, dass durch
Videomaterialien, interne Aktennotizen und anderen Quellen aufgedeckt worden sei,
dass dieses Material nicht korrekt entsorgt, sondern in die «normale» Kiesgrube Mitholz
der Firma Vigier gebracht worden sei. Auch seien die alten Eisenbahnschwellen, die mit
Teeröl belastet seien, in dieser Kiesgrube deponiert und weiter verarbeitet worden, was
ebenfalls verboten sei. Die Kiesgrube sei nämlich keine Deponie und liege in einem
Grundwassergebiet, durch welches unter anderem der Blausee gespeist werde. 
Im Sommer 2020 habe das zuständige Berner Amt für Wasser und Abfall (AWA) die
Situation vor Ort inspiziert, auch das BAV sei informiert worden, berichteten die
Zeitungen weiter. Mitte Juni 2020 habe das AWA die Baufirma Marti und die BLS dazu
aufgefordert, den gebrauchten Schotter in Zukunft in einer spezialisierten Anlage in
Wimmis zu lagern. Zudem sei der Kiesgrubenbetreiber Vigier angewiesen worden, das
Kleinstmaterial aus der Grube zu baggern. Tamedia warf den Behörden von Kanton und
Bund vor, ein mangelhaftes Entsorgungskonzept bewilligt zu haben. Zudem habe die
BLS als Bauherrin ihre Verantwortung zu wenig wahrgenommen. Vor allem aber hätten
die Firmen Marti und Vigier versprochen, die Kiesgrube nur als Umladeplatz zu
benutzen, stattdessen sei das Material dort aber längerfristig gelagert und sogar
verarbeitet worden. Seit Ende Juni 2020 ermittele die Staatsanwaltschaft des Kantons
Bern, ob die inkorrekte Ablagerung der Materialien mit dem Sterben der Fische im
Blausee in einem kausalen Zusammenhang steht.
Der zuständige Regierungsrat Christoph Neuhaus stimmte in einem Interview der
Aussage zu, dass auf solchen Grossbaustellen mehr Kontrollen gemacht werden
müssten. Er wollte sich aber nicht weiter zum laufenden Verfahren äussern. Jürg
Grossen (glp, BE) forderte derweil Aufklärung und zeigte sich besorgt um die Qualität
des Trinkwassers in dieser Region. Ende September 2020 wurde durch die GPK des
Bernischen Grossen Rates eine Untersuchung eingeleitet. Die Grünen und die SP des
Kantons Bern forderten derweil gar eine PUK; diese Forderung wurde durch die GPK
jedoch abgelehnt. Im November 2020 kam es sodann zu einem runden Tisch mit allen
beteiligten Akteuren. Dabei sei vereinbart worden, dass ein unabhängiges und
umfassendes hydrogeologisches Gutachten der Kiesgrube Mitholz erstellt wird.
Während der Blick der Blausee AG um Stefan Linder (CEO des Swiss Economic Forum),
Philipp Hildebrand (ehemaliger SNB-Präsident) und André Lüthy (CEO der Globetrotter
Group) und ihren Argumenten in seiner Berichterstattung viel Platz einräumten,
kritisierte die Weltwoche die Blausee AG und die Journalistinnen und Journalisten von
Tamedia und Rundschau. Letztere hätten sich wie Privatdetektive aufgeführt, um eine
reisserische Geschichte publizieren zu können. Die Firma Vigier habe nicht illegal
gehandelt; die Blausee AG aber spiele sich auf und betreibe «Angstmacherei» bei der
lokalen Bevölkerung. In Wirklichkeit gehe es der Blausee AG nur darum, an Geld zu
gelangen, um die in die Jahre geratene Fischzuchtanlage zu sanieren. 1
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Ende 2020 und anfangs 2021 kam es rund um den mutmasslichen Umweltskandal im
Mitholz-Steinbruch und das Fischsterben im Blausee (Berner Oberland) zu neuen
Entwicklungen, die von den Medien aufgegriffen wurden. So vermeldete die Berner
Zeitung, dass die Vigier-Gruppe (Betreiberin des Steinbruchs) Ende Januar 2021 an die
Berner Staatsanwaltschaft gelangt sei, mit der Bitte, dass die Blausee AG keine
Unterlagen mehr an Dritte – insbesondere an die Presse – weiterreichen dürfe, solange
das Verfahren andauere. Die Blausee AG ihrerseits sah dies als «Maulkorb» an. Ebenfalls
Ende Januar 2021 wurde in einem Artikel des Sonntagsblicks darüber berichtet, dass
der Verwaltungsratspräsident und Mitbesitzer der Blausee AG, Stefan Linder, Ende
2020 auf eigene Faust Recherchen angestellt habe. Dies blieb in den Medien nicht
unkommentiert und resultierte in eine Strafanzeige der Tochterfirma von Vigier gegen
Linder. Letzterer wiederum reichte eine Strafanzeige gegen den Sonntagsblick ein, der
über seine Recherchen berichtet hatte. 
Nebst diesem juristischen Schauplatz kam es aber auch zu weiteren Geschehnissen
rund um die Sanierung des BLS-Scheiteltunnels und die Ablagerung von Materialien im
Steinbruch Mitholz. Im Februar 2021 erläuterte die Steinbruchbetreiberin Vigier, dass
es gewisse Anhaltspunkte gebe, dass geringe Mengen des im Steinbruch gelagerten
Aushub- und Ausbruchmaterials aus dem BLS-Scheiteltunnel «möglicherweise bewusst
falsch deklariert angeliefert wurden». Dennoch schloss Vigier weiterhin aus, dass das
dort gelagerte Material etwas mit dem Fischsterben im Blausee zu tun haben könnte,
wie die Medien berichteten. Die BLS wiederum teilte ebenfalls im Februar mit, dass im
Rahmen der Sanierung des Lötschberg-Scheiteltunnels Betonschlamm eventuell nicht
sachgerecht entsorgt worden sei. Gemäss Bahnunternehmen sei noch unklar, wie stark
dieses Material mit Schadstoffen belastet war und ob Teile dieses Materials auch in den
Steinbruch Mitholz gelangt seien. Die BLS werde den Vorfall genau untersuchen und
habe auch das BAV und die Staatsanwaltschaft in Kenntnis gesetzt.
Schliesslich vermerkte die Berner Zeitung Ende Februar 2021, dass die GPK des
bernischen Grossen Rats wie geplant mit den Untersuchen zur Causa Mitholz/Blausee
vorankomme. Bis zum Ende der laufenden Legislatur im Mai 2022 wolle sie die
Untersuchungen abschliessen. 2
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